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In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und 
Änderung über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (Heimkehrergesetz) 
vom 19. Juni 1950 (BGBl. S. 221) 

nebst Begründung mit der Bitte die Beschlußfassung des Bundes- 
tages berbeizuführen. 

Zuständig ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes in seiner Sitzung am 27. April 1951 
Stellung genommen und die Änderungen und Empfehlungen in 
Anlage 2 vorgeschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Vorschlägen des 
Bundesrates ergibt sich aus Anlage 3. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drude: Bonner Unlversitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 80, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung und Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 1950 (ßGBl. S. 221) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

A r t i k e 1 I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 
1950 (BGBl. S. 221) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. (1) In § 1 Absatz 3 werden hinter dem 
Wort „Staatsangehörigkeit“ die Worte 
„oder in ursächlichem Zusammenhang 
mit den Kriegsereignissen“ eingefügt 
und die Worte „sofern die Internierung 
nicht wegen nationalsozialistischer Be- 
tätigung im Ausland erfolgt ist“ ge- 
strichen. 

(2) In § 1 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

(4) Als Heimkehrer im Sinne des 
Absatzes 1 gelten ferner Deutsche, die 
im Gebiet des Deutschen Reiches, aber 
außerhalb des Bundesgebietes, mehr 
als zwölf Monate interniert waren, 
sofern sie innerhalb von zwei Mona- 
ten nach der Entlassung im Bundes- 
gebiet Aufenthalt genommen haben 
oder nehmen oder in Berlin (West) 
eingetroffen sind oder eintreffen und 
im Anschluß daran ohne schuldhaftes 
Zögern im Bundesgebiet befugt Auf- 
enthalt genommen haben oder neh- 
men. Deutsdie, die in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetischen Sektor von Berlin 
interniert waren, gelten als Heim- 
kehrer nur, wenn sie nach dem 
30. November 1949 entlassen, wegen 
einer drohenden Gefahr für Leib und 
Leben oder die persönliche Freiheit 
ordnungsgemäß in das Bundesgebiet 
aufgenommen worden sind und in der 
sowjetischen Besatzungszone oder dem 
sowjetischen Sektor von Berlin durch 
ihr Verhalten oder durch ihre Tätig- 


keit nicht gegen die Grundsätze der 
Menschlichkeit oder demokratischer 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben. 
Die Frist von 2 Monaten verlängert 
sich für diese Internierten auf 6 Mo- 
nate, 

(3) In § 1 wird als Absatz 5 eingefügt: 

(5) Auf Internierte, die als Haupt- 
schuldige oder Belastete im Sinne der 
in den Ländern des Bundesgebietes er- 
lassenen Vorschriften zur Befreiung 
des deutschen Volkes vom National- 
sozialismus und Militarismus anzu- 
sehen sind oder deren Gewahrsam auf 
einer Verurteilung wegen einer straf- 
baren Handlung beruhte, die nach 
den im Bundesgebiet geltenden deut- 
schen Strafgesetzen ein Verbrechen 
ist, findet dieses Gesetz keine An- 
wendung. 

(4) Der bisherige Absatz 4 wird Ab- 
satz 6. In Absatz 6 werden die Worte 
„nach den Absätzen 1 bis 3“ durch die 
Worte „nach den Absätzen 1 bis 4“ er- 
setzt. 

(5) Als Absatz 7 wird folgendes ange- 
fügt: 

(7) Der Bundesminister für Arbeit 
kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Vertriebene und dem 
Bundesminister der Finanzen Richt- 
linien über den Nachweis und die Be- 
scheinigung der Heimkehrereigen- 
schaft erlassen. 

2. Hinter § 1 wird folgender § 1 a einge- 
fügt: 

§ 1 a 

In anderen als den in § 1 Absätze 1 
bis 4 genannten besonders begrün- 
deten Fällen kann der Bundesminister 
für Arbeit mit Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen und des 
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Bundesministers für Vertriebene an- 
erkennen, daß bestimmte Personen- 
gruppen als Heimkehrer gelten. 

3. In § 2 werden die Worte „im Sinne des 
§ 1 Absätze 1 und 3“ durch die Worte 
„im Sinne des § 1 Absätze 1, 3 und 4“ 
ersetzt. 

4. Im § 3 werden die Worte „im Sinne des 
§ 1 Absätze 1 und 3*' durch die Worte 
„im Sinne des § 1 Absätze 1, 3 und 4“ 
ersetzt. 

5. In § 5 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

(3) Von den mit öffentlidien Mit- 
teln gemäß § 3 Absatz 1 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes des Bundes 
vom 24. April 1950 (BGBL S. 83) ge- 
förderten Wohnungen ist ein von den 
Obersten Landesbehörden zu bestim- 
mender für die Unterbringung aus- 
reichender Vomhundertsatz Heim- 
kehrern vorzubehalten, die seit dem 
1. Januar 1948 entlassen worden sind. 
Bei der Zuteilung dieses Wohnraumes 
sind die Heimkehrer ohne Rücksicht 
auf ihren derzeitigen Aufenthaltsort 
zu bevorzugen, denen dadurdi erst- 
mals die Aufnahme einer ständigen 
beruflichen Beschäftigung oder selb- 
ständigen Tätigkeit ermöglicht wird. 
Die Vorschriften des Soforthilfege- 
setzes zur Milderung dringender so- 
zialer Notstände (Soforthilfegesetz) 
vom 8. August 1949 (WiGBl. S. 205) 
bleiben unberührt. 

6. (1) Abschnitt III erhält folgende Über- 
schrift: 

Sicherung des früheren Arbeits- 
verhältnisses. Kündigungsschutz. 

Zulassung zu freien Berufen 

(2) Hinter § 7 wird folgender § 7 a ein- 
gefügt: 

S 7a 

Soweit für die Ausübung von freien 
Berufen eine Zulassung erforderlich 
ist, muß sie erteilt werden, wenn der 
Heimkehrer im Gebiete des Deutschen 
Reiches bereits zur Ausübung seines 
Berufes zugelassen war. Gebühren 
dürfen aus diesem Anlaß nicht erhoben 
werden. 


7. (1) Abschnitt IV erhält folgende Über- 
schrift: 

Arbeitsvermittlung. Einstellung 
in den öffentlichen Dienst. 

Berufsfürsorge 

(2) Hinter § 9 wird folgender § 9 a ein- 
gefügt: 

S 9a 

Im öffentlichen Dienst sind Heim- 
kehrer im Sinnne des § 1 Absatz 1, 
die seit dem 1. Januar 1948 entlassen 
sind, vor anderen Bewerbern gleicher 
Eignung bevorzugt einzustellen. Die 
Einstellung erfolgt nach Richtlinien, 
die für die Bundesbehörden und -be- 
triebe und bundesunmittelbaren Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts der Bundes- 
minister des Innern mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen, im 
übrigen die Obersten Landesbehörden 
erlassen. 

8. In § 10 Absatz 2 Satz 1 werden hinter 
dem Worte „Heimkehrern," die Worte 
„die sich mindestens zwei Jahre in frem- 
dem Gewahrsam befanden und" einge- 
fügt. 

9. § 19 erhält folgende Fassung: 

(1) Außer der Arbeitslosenunter- 
stützung nach diesem Gesetz können 
dem Heimkehrer Mietzuschlag und 
Sonderbeihilfe gewährt werden. Die 
Vorschriften über Arbeitslosenfür- 
sorge sind entsprechend anzu wenden. 
Dabei bleiben Einnahmen des Heim- 
kehrers und seiner Angehörigen sowie 
ein kleines Vermögen bei der Prüfung, 
ob Bedürftigkeit oder ein Notstand 
vorliegt, außer Betracht, soweit sie 
einen durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung zu bestimmenden 
Betrag nicht übersteigen. 

(2) Erhalten Angehörige des Heim- 
kehrers, die mit ihm im gemeinsamen 
Haushalt wohnen , A rbeit slos en f ü r- 
sorge, so bleiben das Arbeitseinkom- 
men oder Bezüge aus öffentlichen 
Mitteln, die der Heimkehrer für seine 
Person erhält, für insgesamt 26 
Wochen bei der Prüfung cier Bedürf- 
tigkeit und bei der Anwendung von 
Anrechnungsvorschriften bei den An- 
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gehörigen außer Betradit. Die Schon- 
frist von sechsundzwanzxg Wochen 
beginnt mit dem Tage, für den der 
Heimkehrer erstmals nach der Entlas- 
sung Arbeitseinkommen oder Bezüge 
aus öffentlichen Mitteln erhält. 

10. Hinter § 23 wird folgender § 23 a ein- 
gefügt: 

§ 23 a 

Der in § 23 Absatz 4 für die Be- 
messung der Barleistungen vorge- 
sehene Grundlohn gilt unter den in 
§ 23 Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen auch für die Heimkehrer, 
die zwar nach anderen gesetzlidien 
Vorschriften einen Anspruch auf 
Krankenhilfe haben, Jedoch Bar- 
leistungen nach einem niedrigeren 
Grundlohn erhalten. § 189 der Reichs- 
versicherungsordnung bleibt unbe- 
rührt. 

11. Abschnitt VII erhält folgende Über- 
schrift: 

Sonstige Vorschriften 

12. Hinter § 26 werden folgende §§ 26 a 
und 26 b eingefügt: 

S 26 a 

(1) Ist ein Heimkehrer zu regel- 
mäßig wiederkehrenden Leistungen 
verpflichtet, so können auf seinen An- 
trag die während der Dauer seiner 
Kriegsgefangenschaft oder Internie- 
rung und die während der ersten sechs 
Monate seit der Entlassung fällig ge- 
wordenen Leistungen im Wege rich- 
terlicher Vertragshilfe gestundet, her- 
abgesetzt oder erlassen werden, wenn 
und soweit die fristgemäße, die volle 
oder die teilweise Leistung dem Heim- 
kehrer nicht zugemutet werden kann. 

(2) Hat ein Dritter die dem Heim- 
kehrer obliegenden Leistungen ganz 
oder teilweise bewirkt, so ist Absatz 1 
auch auf die Verbindlichkeit des 
Heimkehrers dem Dritten gegenüber 
anzuwenden. 

(3) Für das Verfahren gelten die 
Vorschriften der Achtundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz. 


§ 26 b 

(1) Auf Angehörige der Personen, 
die außerhalb des Bundesgebietes in- 
terniert sind, findet das Gesetz über 
die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen vom 13. Juni 
1950 (BGBl. S. 204) entsprechende 
Anwendung, wenn sie befugt ihren 
ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet 
haben. 

(2) Im übrigen kann die Unterhalts- 
beihilfe nach dem Gesetz über die 
Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen vom 13. Juni 1950 
(BGBl. S. 204) längstens auf die 
Dauer von sechs Monaten nach der 
Heimkehr weitergeführt werden, 
wenn die anspruchsberechtigten An- 
gehörigen mit dem Heimkehrer im 
gemeinsamen Haushalt wohnen und 
die Entziehung dieser Bezüge eine un- 
billige Härte bedeuten würde. 

13. Hinter § 27 werden folgende §§ 27 a 
und 27 b eingefügt: 

§ 27 a 

(1) Verlegen Kriegsgefangene oder 
Internierte, deren Heimkehrereigen- 
schaft in Berlin (West) anerkannt Ist, 
befugt ihren Wohnsitz in das Bundes- 
gebiet, so ist die Anwendung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes auf diese 
Heimkehrer davon abhängig, daß das 
Land Groß-Berlin (West) eine gleich- 
artige gesetzliche Regelung trifft und 
für Heimkehrer, deren Helmkehrer- 
eigenschaft im Bundesgebiet aner- 
kannt ist und die ihren Wohnsitz nach 
Berlin (West) verlegen, Leistungen 
unter den gleichen Voraussetzungen 
und in gleicher Weise wie den eigenen 
deutschen Bewohnern gewährt, 

(2) Der Bundesminister für Arbeit 
stellt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen fest, ob und 
wann die Voraussetzungen für die 
Gleichstellung der Bewohner von Ber- 
lin (West) im Sinne des Absatzes 1 
vorliegen. 

(3) Eine Verrechnung des Aufwan- 
des zwischen dem Bund und dem 
Land Groß-Berlin (West) findet nicht 
statt. 
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Artikel II 


S 27 b 

Leistungen, die Heimkehrer in Ber- 
lin (West) bereits erhalten haben, wer- 
den auf gleichartige Leistungen nach 
diesem Gesetz angerechnet. 

14. Hinter § 28 wird folgender § 28 a ein- 
gefügt: 

S 28 a 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus 
den Vorschriften des Abschnittes I 
und der Abschnitte IV bis VI unbil- 
lige Härten ergeben, kann der Bun- 
desminister für Arbeit Leistungen nach 
diesem Gesetz ganz oder teilweise zu- 
lassen. 


(1) Artikel I Nr. 1 Absätze 1 bis 4 sowie 
Nrn. 2, 3 und 10 treten mit dem 1. April 1950 
in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Fristen des $ 22 Absatz 1 und des 
§ 23 Absatz 2 des Heimkehrergesetzes und 
des § 7 Absatz 2 der Durchführungsverord- 
nung hierzu beginnen für Heimkehrer im 
Sinne des § 1 Absatz 4 des Heimkehrerge- 
setzes mit der Verkündung dieses Gesetzes. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Seit dem Jahre 1945 wurden' in der sowjeti- 
schen Besatzungszone und den deutsdien 
Gebieten jenseits der Oder-Neiße-Linie eine 
große Zahl von Personen aus nichtigen Grün- 
den in Konzentrationslagern festgehalten. Es 
handelte sich um ehemalige Kriegsgefangene, 
Personen, von denen ein Widerstand gegen 
das kommunistische System erwartet wurde, 
Angehörige nichtkommunistischer Parteien 
und selbst Jugendliche. Den Internierten 
wurde meist Spionage zugunsten der West- 
mächte, Sabotage und dergleichen vorge- 
worfen, und die Internierung erfolgte teils 
ohne, teils nach einem Urteil der NWD. 

Im Zuge der Anfang des Jahres 1950 durch- 
geführten Überleitung der Konzentrations- 
lager in deutsche Verwaltimg wurden Inter- 
nierte freigelassen und kehrten entweder ins 
Bundesgebiet als dessen Bewohner zurück 
oder fanden als Flüchtlinge Aufnahme im 
Bundesgebiet oder West-Berlin. Dieser Per- 
sonenkreis ist ebenso wie die im Ausland 
Internierten ungerechtfertigt im Zusammen- 
hang mit den Kriegsereignissen oder den all- 
gemeinen Auflösungserscheinungen der ersten 
Nachkriegs jahre im ausländischen oder so- 
wjetzonalen Gewahrsam gehalten worden und 
hat daher wie die im § 1 Absatz 3 des Heim- 
kehrergesetzes erfaßten Auslandsinternierten 
ein Anrecht darauf, als Heimkehrer behandelt 
zu werden. Diese Internierten sollen, wenn 
sie wegen Gefahr für Leib und Leben oder 
die persönliche Freiheit im Bundesgebiet 
Aufnahme fanden und im Osten nicht gegen 
die Grundsätze der Menschlichkeit imd der 
Demokratie verstoßen haben, den Heim- 
kehrern im wesentlichen gleichgestellt werden. 
Damit soll eine Lücke im Heimkehrergesetz 
geschlossen werden, das bisher nur die im 
Ausland, nicht aber die in den sowjetisch be- 
setzten deutschen Gebieten und in den deut- 
schen Gebieten jenseits der Oder-Neiße-Linie 
Internierten erfaßte. 

Härteklauseln haben sich als Bedürfnis 
herausgestellt, da bei der Verschiedenartigkeit 
der Sachverhalte, insbesondere durch völker- 
rechtswidrige Behandlung von Kriegsgefan- 
genen und Internierten Grenzfälle häufig 


auftreten, in denen die Versagung der Lei- 
stungen des Heimkehrergesetzes eine Härte 
bedeuten würde. 

Die iDevorzugte Wohnraumzuteilung wird 
dadurch wirkungsvoller gestaltet, daß von 
dem mit öffentlichen Mitteln erstellten 
Wohnraum künftig ein Teil der Unter- 
bringung von Spätheimkehrern ausdrücklich 
Vorbehalten werden soll. 

Die Wieder Zulassung zu freien Berufen darf 
künftig nicht mehr versagt werden. Ge- 
bühren dürfen nicht erhoben werden. 

Die bevorzugte Arbeitsvermittlung wird 
durch die Verpflichtung der öffentlichen 
Hand zur bevorzugten Einstellung von Spät- 
heimkehrern ergänzt. 

Das Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für 
die Angehörigen Kriegsgefangener wird auf 
die Angehörigen Internierter erstreckt, und 
die Gewährung der Unterhaltsbeihilfe auf 
sechs Monate nach der Heimkehr ausgedehnt. 
Die mit dem Heimkehrergesetz eingeleitete 
Gleichstellung der Internierten mit den 
Kriegsgefangenen soll nunmehr auch insoweit 
fortgeführt werden. 

Unterhaltsforderungen, die während der Ab- 
wesenheit des Heimkehrers und der ersten 
sechs Monate nach der Heimkehr entstanden 
sind, können im Wege der richterlichen Ver- 
tragshilfe gestuniijet, herabgesetzt oder er- 
lassen werden. 

Schließlich räumt das Gesetz im Verhältnis 
zu Berlin (West) Gegenseitigkeit für den Fall 
ein, daß Berlin (West) eine gleichartige Re- 
gelung trifft. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel I Nr. 1: 

1. Die bisherige Fassung des § 1 Absatz 3 
ließ Zweifel offen, die durch die Er- 
gänzung, Streichung und die Einfügimg 
eines neuen Absatz 5 in § 1 (s. unten 
Ziffer 3) beseitigt werden sollen. 

2. Der in § 1 neu einzufügende Absatz 4 
will neben den in § 1 Absatz 3 den Heim- 
kehrern bereits gleichgestellten Auslands- 
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internierten nunmehr auch die länger als 
zwölf Monate in den deutschen Gebieten 
außerhalb des Bundesgebietes, also in der 
sowjetischen Besatzungszone und den 
deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße- 
Linie Internierten — die ersteren, soweit 
sie nach dem 30. November 1949 entlassen 
wurden — in den Personenkreis der 
Heimkehrer einbeziehen. Eine Besonder- 
heit ergibt sich dabei insofern, als die 
Einreise der in der Sowjetzone Inter- 
nierten in das Bundesgebiet im Interesse 
der persönlichen Sicherheit häufig über 
Berlin (West) führen muß und wegen der 
Gefahr erneuter Internierung erst später 
erfolgt, so daß die für die übrigen Heim- 
kehrer gültige Frist von zwei Monaten 
für das unmittelbare Eintreffen im 
Bundesgebiet von ihnen nicht einge- 
halten werden kann. Sie muß daher 
auf sechs Monate ausgedehnt werden. 
Als Heimkehrer gelten diese Per- 
sonen doch nur, wenn sie wegen Gefahr 
für Leib und Leben oder persönliche 
Freiheit im Bundesgebiet aufgenommen 
wurden und in Berlin (Ost) oder in der 
sowjetischen Besatzungszone gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder der 
demokratischen Rechtsstaatlichkeit nicht 
verstoßen haben. 

3. Der neu eingefügte Absatz 5 bringt im 
wesentlichen nur eine Klarstellung, 
erstreckt jedoch den Ausschluß be- 
stimmter Personen auf alle Internierten. 
Ausgeschlossen sind danach Internierte, 
die Hauptschuldige und Belastete im Sinne 
der Befreiungsvorschriften vom National- 
sozialismus und Militarismus sind oder 
deren Gewahrsam auf nach deutschen 
Vorschriften strafbaren Verbrechen be- 
ruhte. 

4. Die bisherige Handhabung in den einzel- 
nen Ländern und durch die verschiedenen 
Behörden hat zu unterschiedlichen und 
zum Teil widersprechenden Entscheidun- 
gen geführt. Dem soll dui;ch die Auf- 
stellung einheitlicher Richtlinien begegnet 
werden können. 

Zu Nr. 2; 

Eine entsprechende Ermächtigung findet 
sich im Bundesversorgungsgesetz. Bei der 
Anwendung des Heimkehrergesetzes hat sich 
herausgestellt, daß trotz der weiten Fassung 
der Vorschriften Grenzfälle auf treten, da die 
unübersehbare Vielfalt der Sachverhalte nicht 


von vornherein festgestellt und im Gesetz 
geregelt werden kann. Das Heimkehrergesetz 
wird nicht nur von Landesbehörden, sondern 
auch von Trägern der sozialen Versicherun- 
gen durchgeführt. Die Anerkennung der 
Heimkehrereigenschaft hat zudem huch 
Steuer- und arbeitsrechtliche Wirkung. Die 
Einheitlichkeit der Anwendung dieser Vor- 
schrift muß aus diesen Gründen und wegen 
ihrer finanziellen Auswirkungen gewähr- 
leistet sein. Es ist daher geboten, die An- 
erkennung in diesen Grenzfällen in die Hand 
des Bundesministers für Arbeit zu legen, die 
an die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen und des Bundesministers für Ver- 
triebene gebunden ist. Darnit wird zugleich 
eine Koordinierung mit der Auslegung gleich- 
artiger Begriffe auf dem Gebiete des Ver- 
sorgungs- und Steuerrechts bezweckt. Die 
Anerkennung wird erforderlichenfalls für 
bestimmte Gruppen allgemein ausgesprochen 
werden. 

Zu Nr. 3 und 4: 

Die Änderungen sind durch die Einfügung 
des Absatzes 4 in § 1 HkG. veranlaßt. 

Zu Nr. 5: 

Die Aufnahme von Arbeit, insbesondere 
außerhalb des jeweiligen Wohnortes oder 
Landes, scheitert bei Heimkehrern häufig an 
dem Fehlen einer Wohnung. Der in § 5 neu 
eingefügte Absatz 3 will daher die Zuteilung 
von Wohnraum dadurch beschleunigen, daß 
die Obersten Landesbehörden verpflichtet 
werden, einen Teil des mit öffentlichen Mit- 
teln erstellten Wohnraumes durch ent- 
sprechende Auflagen an die Empfänger von 
Wohnungsbaukrediten und durch Anweisung 
an die Wohnungsbehörden für Spätheim- 
kehrer vorzubehalten, die den Nachweis er- 
bringen, daß ihnen ein Arbeitsplatz zuge- 
sichert ist. 

Zu Nr. 6: 

Den Heimkehrern, die vor der Kriegs- 
gefangenschaft oder Internierung einen freien 
Beruf außerhalb des Bundesgebietes ausgeübt 
haben, wird z. Z. die Ausübung ihres Be- 
rufes im Bundesgebiet dadurch erschwert 
oder sogar unmöglich gemacht, daß eine er- 
neute Zulassung und die nochmalige Entrich- 
tung von Gebühren gefordert wird. Diese 
unberechtigte Erschwerung soll, zumal es sich 
dabei um Vertriebene handelt, deren wirt- 
schaftliche Lage in der Regel ungünstig ist, 
beseitigt werden. 


7 



Zu Nr. 7: 

§ 9 sieht aus grundsätzlichen Erwägungen 
und auf Grund der früheren Erfahrungen 
von Zwangseinstellungsquoten ab. Um die 
arbeitslosen Heimkehrer schneller in Arbeit 
zu bringen, erscheint es jedoch geboten, zum 
mindesten für den Öffentlichen Dienst eine 
Verpflichtung zur bevorzugten Einstellung 
von Spätheimkehrern im Sinne des § 1 Ab- 
satz 1 einzuführen. Die Regelung im einzel- 
nen bleibt dem Bundesminister des Innern 
und den Obersten Landesbehörden Vor- 
behalten. 

Zu Nr. 8: 

Das Heimkehrergesetz will weder allen 
Kriegsteilnehmern noch allen Kriegsgefange- 
nen schlechthin Ausbildungsbeihilfen ge- 
währen. Andererseits würde auch eine Be- 
günstigung der Kriegsgefangenen, die sich — 
wie das nadv dem Zusammenbruch bei der 
überwiegenden Zahl der Fall war — nur 
verhältnismäßig kurzfristig in Gefangenschaft 
befanden, nicht gerechtfertigt sein gegenüber 
Kriegsteilnehmern mit langer Dienstzeit, die 
z. B. infolge Verwundung nicht in Gefangen- 
schaft gerieten. Daher wird eine Mindest- 
dauer von 2 Jahren Kriegsgefangenschaft als 
zusätzliche Voraussetzung eingefügt. Zu- 
gleich soll damit erreicht werden, daß sich der 
Aufwand für Ausbildungsbeihilfen in dem 
beabsichtigten Rahmen hält. 

Zu Nr. 9: 

1. Die Neufassung des § 19 Absatz 1 be- 
zweckt eine Klarstellung, daß bei der 
Gewährung von Sonderbeihilfen zwar 
von der Anrechnung von Einnahmen des 
Heimkehrers und seiner Familie abge- 
sehen werden kann, daß aber im übrigen 
das Vorliegen eines Bedarfes als Voraus- 
setzung für die Gewährung der Sonder- 
beihilfe zu prüfen ist. 

2. Die bisherige Fassung des § 19 Absatz 2 
gab zu Zweifeln über das Wesen und den 
Verlauf der Schonfrist Anlaß. Sie war 
zudem zu eng, da sie nur das Arbeits- 
einkommen des Heimkehrers und die 
Arbeitslosenunterstützung, nicht aber 
zum Beispiel Leistungen der Sozialver- 
sicherung und andere Bezüge aus öffent- 
lichen Mitteln von der Anrechnung auf 
Unterstützungsbezüge der Angehörigen 
ausschloß. Die Bezüge der Angehörigen, auf 
die nicht angerechnet werden darf, sind 
nunmehr auf die Unterstützung der Ar- 
beitslosenfürsorge beschränkt, und zwar 


im Hinblick auf die Einfügung des § 26 b 
Absatz 2 (s. Begründung zu Nr. 10, 
Ziffer 2), der die Weitergewährung der 
Unterhaltsbeihilfe bis zur Dauer von sechs 
Monaten vorsieht und ein Eingreifen der 
öffentlichen Fürsorge in der Regel über- 
flüssig machen wird. 

Zu Nr. 10: 

§ 23 Absatz 4 setzt für Heimkehrer, die keine 
anderweiten gesetzlichen Ansprüche auf 
Krankenhilfe haben, eirien Mindestgrundlohn 
von, 45 Deutsche Mark für die Bemessung der 
Barleistungen fest. Dies gilt auch, wenn wie 
im Falle der Rentenkrankenversicherung oder 
im Falle des § 215 RVO bei Weiterversicher- 
ten kein Anspruch auf Barleistungen nach 
den o. a. Vorschriften besteht. Heimkehrer, 
die sich nach § 22 HkG freiwillig weiterver- 
sichern oder als Beschäftigte Pflichtmitglieder 
der gesetzlichen Krankenversicherung wur- 
den, erhielten jedoch u. U. niedrigere Bar- 
leistungen. Darin lag eine Benachteiligung 
gegenüber den nichtversicherten Heim- 
kehrern. Der neu eingefügte § 23a will eine 
gleichmäßige Behandlung aller Heimkehrer 
insoweit erreichen mit der Maßgabe, daß der 
Anspruch auf Barleistungen im übrigen ah 
die gleichen Fristen gebunden ist wie bei 
Nichtversicherten nach § 23 Absätze 1 und 2. 

Zu Nr. 12: 

1. Für Heimkehrer ergeben sich vielfach Un- 
zuträglichkeiten daraus, daß sie auf Zah- 
lung wiederkehrender Leistungen, insbe- 
sondere von Unterhaltsbeträgen in An- 
spruch genommen werden, die während 
ihrer Kriegsgefangenschaft oder Internie- 
rung fällig geworden sind, zu deren Lei- 
stung sie aber ohne Gefährdung des eigenen 
Unterhalts oder desjenigen der Familie 
nicht im Stande sind. Es ist daher ge- 
boten, den Heimkehrern einen über den 
zeitlich begrenzten Vollstreckungsschutz 
des § 26 HkG hinausgehenden Schutz zu 
gewähren. Im Wege richterlicher Ver- 
tragshilfe können nach dem neugefaßten 
§ 26 a auf Antrag diese Forderungen 
gegen den Heimkehrer gestundet, herab- 
gesetzt oder erlassen werden, soweit die 
Leistung nicht zumutbar ist. Dies gilt auch 
für die auf Dritte, insbesondere für die 
auf die Mutter oder mütterliche Ver- 
wandte durch Leistung des Unterhalts 
übergegangenen Forderungen. 

Auf das Verfahren sollen die Vorschriften 
der Achtundzwanzigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umsteilungsgesetz An- 
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Wendung finden. Sollte das beabsichtigte 
Bundesgesetz über Vertragshilfe noch vor 
diesem Gesetz verkündet werden, so wer- 
den dessen Verfahrensvorschriften Platz 
greifen. 

2. Die Erstreckung des Gesetzes über die 
Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen vom 13. Juni 1950 
(RGBl. S. 204) ist durch die im Heim- 
kehrergesetz bereits angebahnte Gleich- 
stellung der Internierten mit den Kriegs- 
gefangenen geboten. 

Absatz 2 will die Härten beseitigen, die 
sich aus dem Wegfall der Unterhaltsbei- 
hilfe nach dem Gesetz über Unterhalts- 
beihilfe für Angehörige Kriegsgefangener 
insoweit ergaben, als die Bezüge der 
Familie infolge der Heimkehr eine Ver- 
minderung ohne entsprechenden Aus- 
gleich erfuhren. Zugleich wird dadurch 
ein Eingreifen der öffentlichen Fürsorge 
und der damit verbundene Wechsel der 
zuständigen Behörden vermieden. 

Zu Nr. 13: 

1. Der Senat der Stadt Berlin (West) hat ein 
Heimkehrergesetz nach dem Vorbild des 
Bundesgesetzes erlassen. Der neu einge- 
fügte § 27 a will Vorsorge treffen, indem 
er Gegenseitigkeit unter der Voraussetzung 
zusichert, daß durch ein Berliner Gesetz 
das gleiche geschieht. 

2. Der neu eingefügte § 27 b soll in 'diesem 
Zusammenhang sicherstellen, daß Doppel- 
leistungen aus dem gleichen Anlaß oder 
zu dem gleichen Zweck in Berlin (West) 
und im Bundesgebiet vermieden werden. 

3. Zur Vermeidung von Verwaltungsaufwand 
und mit Rücksicht auf die ohnehin gege- 
bene Beteiligung des Bundes an dem so- 
zialen Aufwand Berlins soll auf eine ge- 
genseitige Verrechnung verzichtet werden. 

Zu Nr. 14: 

Die Gewährung von Leistungen im Wege des 

Härteausgleichs, also ohne Rechtsanspruch, ist 

im Versorgungsrecht seit jeher üblich. Die 


Aufnahme einer entsprechenden Vorschrift in 
das HkG hat sich als notwendig erwiesen. 
Im übrigen wird auf die Begründung zu Nr. 2 
verwiesen. 

Zu Art. H: 

1. Um eine Benachteiligung der inzwischen 
in dem Bundesgebiet eingetroffenen In- 
ternierten (s. oben zu Artikel I Nr. 1 Zif- 
fer 2) zu vermeiden, muß ein Teil der Vor- 
schriften des Gesetzes rückwirkend in 
Kraft treten, und zwar Artikel I Nr. 1 Ab- 
sätze 1 bis 4 betreffend den Personenkreis, 
Nr. 3 und 4 betreffend Entlassungsgeld 
und Übergangsbeihilfe und Nr. 10, die den 
Anspruch auf ein Mindestkrankengeld 
auch den gern. § 22 HkG weiterversicher- 
ten und den pflichtversicherten Heimkeh- 
rern gewähren will. 

2. Die Fristen des § 22 Absatz 1 und des § 23 
Absatz 2 können von den durch die Neu- 
fassung des § 1 Absatz 4 einbezogenen 
Heimkehrern (Haftentlassene, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entlassen 
wurden und bisher nicht unter das HkG 
fielen) nicht eingehalten werden. Der 
Fristbeginn mußte daher neu, und zwar 
auf den Tag der Verkündung dieses Ge- 
setzes festgesetzt werden, 

Kosten: 

Durch die Erweiterung des Personenkreises 
des HkG entstehen im Haushaltsjahr 1950/51 
schätzungsweise folgende Mehrkosten: 

Entlassungsgeld 150 000, — DM 

Übergangsbeihilfe 250 000, — DM 

Heimkehrer-Arbeitslosen- 
unterstützung 660 000, — DM 

Ausbildungsbeihilfen .... 450 000, — DM 

Krankenhilfe 70 000, — DM 

Renten 70 000, — DM 

1 650 000,— DM 
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Anlage 2 


Deutscher Bundesrat 


Abänderungsvorschläge und Empfehlungen 

zum. Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des Gesetzes über 
Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 1950 


Zu A r t i ke 1 I 

Vor Ziffer 1 ist zu setzen: 

1. In § 1 Absatz 1 ist in Zeile 6 hinter dem 
Wort „Bundesgebiet“ einzufügen: „oder 
im Lande Berlin“. 

2. In § 1 Absatz 2 ist in Zeile 7 hinter dem 
Wort „Bundesgebiet“ einzufügen: „oder 
im Lande Berlin“. 

3. In § 1 Absatz 3 ist in Zeile 6 hinter dem 
Wort „Bundesgebiet“ einzufügen: „oder 
im Lande Berlin“. 

Zu Ziffer 1 (2): 

In § 1 wird folgender neuer Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„Als Heimkehrer im Sinne des Ab- 
satzes 1 gelten ferner Deutsdie, die im 
Gebiet des Deutsdien Reidies nach dem 
Stand vom 1. Januar 1938, aber außer- 
halb des Bundesgebietes oder des Lan- 
des Berlin interniert waren, sofern sie 
innerhalb von 2 Monaten nach der Ent- 
lassung im Bundesgebiet oder im Lande 
Berlin Aufenthalt genommen haben 
oder nehmen. DeutsAe, die in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im so- 
wjetischen Sektor von Berlin interniert 
waren, gelten als Heimkehrer nur, wenn 
sie nach dem 30. November 1949 ent- 
lassen und mehr als 12 Monate inter- 
niert waren, wegen einer drohenden Ge- 
fahr für Leib und Leben oder die per- 
sönliche Freiheit ordnungsgemäß in das 
Bundesgebiet oder in das Land Berlin 
aufgenommen worden sind und in der 
sowjetisdien Besatzungszone oder dem 
sowjetisdien Sektor von Berlin durch ihr 
Verhalten oder durch ihre Tätigkeit 
nicht gegen die Grundsätze der Mensch- 


lichkeit oder demokratischer Rechts- 
staatlichkeit verstoßen haben. Die Frist 
von 2 Monaten verlängert sich für diese 
Internierten auf 6 Monate.“ 

Zu Ziffer 1 (3): 

In § 1 neuer Absatz 5 ist in Zeile 2 und 

Zelle 7 hinter dem Wort „Bundesgebiet“ ein- 
zufügen: „und im Lande Berlin“. 

Zu Ziffer 1 (5): 

Dem Absatz 7 wird angefügt: 

„Die Richtlinien bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrates.“ 

Zu Ziffer 2: 

§ 1 a erhält folgende Fassung: 

„In anderen als den in § 1 Absätze 1 bis 
4 genannten besonders begründeten Fäl- 
len kann der Bundesminister für Arbeit 
mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen und des Bundesministers 
für Vertriebene sowie mit Zustimmung 
des Bundesrates anerkennen, daß be- 
stimmte Personengruppen als Heim- 
kehrer gelten.“ 

Zu Ziffer 3: 

Der Ziffer 3 ist anzufügen: 

In § 2 ist in Zelle 3 hinter dem Wort 
„Bundesgebiet“ einzufügen: „oder im 
Lande Berlin“. 

Zu Ziffer 4: 

Der Ziffer 4 ist anzufügen: 

In § 3 ist in Zeile 3 hinter dem Wort 
„Bundesgebiet“ einzufügen: „oder im 
Lande Berlin“. 
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Zu Ziffer 5: 

In § 5 erhält der Absatz 3 folgende Neufas- 
sung: 

„(3) Bei der Zuteilung von Wohnraum 
sind diejenigen Heimkehrer ohne Rück- 
sidit auf ihren derzeitigen Aufenthalts- 
ort zu bevorzugen, denen dadurch erst- 
mals die Aufnahme einer ständigen be- 
ruflichen Beschäftigung oder selbstän- 
digen Tätigkeit ermöglicht wird.“ 

Zu Ziffer 6: 

Hinter Ziffer 6 Absatz 1 ist einzufügen: 

In § 7 ist in Zeile 9 hinter dem Wort 
„Bundesgebiet“ einzufügen: „oder in das 
Land Berlin“. 

Zu Ziffer 7: 

Zu § 9 a soll im Gesetz ausdrücklich klar- 
gestellt werden, daß Heimkehrer, Schwer- 
besdiädigte und soldie rciüüiicii, die unter 
das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen gehören, im Verhältnis 
zueinander gleichgestellt sein sollen. 

Zu Ziffer 9: 

Der Ziffer 9 ist anzufügen: 

1. In § 21 ist in Zeile 3 hinter dem Wort 
„Bundesgebiet“ einzufügen: „oder im 
Lande Berlin“. 

2. In § 23 Absatz 1 ist in Zeile 2 hinter 
dem Wort „Bundesgebiet“ einzufü 
gen: „oder im Lande Berlin“. 

Zu Ziffer 11: 

Der Ziffer 11 ist anzufügen; 

In § 26 Absatz 3 ist in Zeile 3 hinter 
dem Wort „Bundesgebiet“ einzufügen: 
„oder im Lande Berlin“. 

Zu Ziffer 12: 

In § 26 b Absatz 1 ist in Zeile 2 hinter dem 
Wort „Bundesgebiet“ einzufügen: „und des 
Landes Berlin“. 

In § 26 b Absatz 1 ist in Zeile 5 hinter dem 
Wort „Bundesgebiet“ einzufügen: „oder im 
Lande Berlin“. 

Zu Ziffer 13: 

^ 27 a erhält folgende Neufassung: 

„Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, so- 
bald das Land Berlin gemäß Artikel 87 
Absatz 2 seiner Verfassung die Anwen- 
dung dieses Gesetzes beschließt und die 
Verpflichtungen übernimmt, die nach 
diesem Gesetz den Ländern obliegen.“ 


Absitze 2 und 3 werden gestrichen. 

§ 27 b erhält folgende Neufassung; 

„Leistungen, die Heimkehrer im Lande 
Berlin oder in den Ländern des Bundes- 
gebietes bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Lande Berlin bereits, erhal- 
ten haben, werden auf gleichartige Lei- 
stungen angerechnet.“ 

Zu Ziffer 14: 

In § 29 Absatz 2 ist in Zeile 8 hinter dem 
Wort „Bundesrepublik“ einzufügen: „oder 
im Lande Berlin“. 

Begründung 

zu den Abänderungsanträgen betreffend die 
Einbeziehung des Landes Berlin: 

Nachdem der Ausschuß für Arbeit und So- 
zialpolitik des Deutschen Bundesrates in sei- 
ner Sitzung am 18. April 1951 die Einbeziehung 
des Landps Berlin in das Helmkehrergesetz 
beschlossen hat und der Finanz- und Rechts- 
ausschuß des Deutschen Bundesrates keine 
Bedenken gegen diese Einbeziehung erhoben 
haben, sind Änderungen in den einzelnen 
Paragraphen des Heimkehrergesetzes und des 
Ergänzungsgesetzes zum Heimkehrergesetz 
erforderlich. 

Begründung 
zu Ziffer 1 (5) und 2: 

Bei den unter Ziffer 1 (5) und 2 vorgesehenen 
Regelungen handelt es sich rechtlich um all- 
gemeine Verwaltungsvorschriften, die auf 
dem Gebiet der landeseigenen Verwaltung 
gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfen. Da In bei- 
den Fällen nicht der Ausdruck „Allgemeine 
Verwaltungsvorschriften“ gewählt worden 
ist, erscheint es im Interesse der rechtlichen 
Klarstellung erforderlich, das Zustimmungs- 
bedürfnis ausdrücklich hervorzuheben, 

Begründung 

zu Ziffer 5: 

Die Festsetzung fester Quoten bedeutet eine 
weitere Aufsplitterung in der Zuteilung von 
Wohnungen des sozialen Wohnungsbaus. Aus 
diesen Gründen glaubt der Bundesrat nur 
eine allgemeine Formulierung für die Bevor- 
zugung der Heimkehrer vorschlagen zu müs- 
sen. 

Begründung 
zu Ziffer 7: 

Der Deutsche Bundesrat empfiehlt "feine solche 
Gleichstellung aus sachlichen Gründen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Abänderungsvorsdilägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des Gesetzes über 
Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 


Die Bundesregierung nimmt zu den Än- 
derungsvorschlägen und Empfehlungen des 
Deutschen Bundesrates — beschlossen in der 
Sitzung am 27. April 1951 — (Bundesrats- 
drucksache Nr. 408/51) wie folgt Stellung: 
In den Vorschlägen wird die Einbeziehung 
Berlins (West) in das Heimkehrergesetz vor- 
gesehen. Dieser Einbeziehung wird zuge- 
stimmt. Ferner wird den Abänderungsvor- 
schlägen betreffend die Formulierung des § 1 
Absatz 4 und Absatz 7 sowie des § 5 Ab- 
satz 3 beigetreten. 

Nicht beigetreten wird dem Abänderungs- 
vorschlag zu Artikel 1 Ziffer 2 (betr. § 1 a). 

Begründung; 

§ 1 a des Regierungsentwurfes hat nidit den 
Charakter einer allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift im Sinne des Artikels 84 Absatz 2 
GG. Diese Bestimmung beinhaltet vielmehr 
die Ermächtigung des Bundesministers für 
Arbeit als oberster Bundesbehörde zum Er- 
laß von Verwaltungsakten. Daß dies in ge- 
wissen, besonders gelagerten Fällen rechtlich 


zulässig ist, hat Inzwischen auch der Bundes- 
rat anerkannt. § 1 a hat im geltenden Recht 
eine treffende Parallele im § 6 des Bundes- 
versorgungsgesetzes. 

Der Vorschlag zu Artikel I Ziffer 7 (betr. 
§ 9 a) wird ebenfalls abgelehnt. 

Begründung: 

Eine Gleichstellung der Schwerbeschädigten, 
der Heimkehrer und der auf Grund des Ar- 
tikels 131 des Grundgesetzes unterzubrin- 
genden Personen Ist wegen der Verschieden- 
artigkeit der diesen Personenkreisen zu 
Grunde liegenden Sachverhalte und der sich 
auf Grund des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes für die Einstellung von Be- 
amten ergebenden Verpflichtungen nicht ge- 
rechtfertigt. Der unbeschränkte Vorrang der 
Schwerbeschädigten muß gewahrt bleiben. 
Im übrigen wird die Regelung der Reihen- 
folge den Richtlinien zu überlassen sein, die 
auf Grund des § 9 a des Heimkehrergesetzes 
(in der Fassung des Entwurfes) zu schaffen 
sind. 
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